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Siehe auch:

Siedlungskonzept und 
Kriterien zur Bemessung der 
Bauzonengrösse;

Gesamtverkehrskonzept;

Ortsdurchfahrten;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger;

Energie

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
ABA, TBA, VEA, BRPA

Bund:
BUWAL, ASTRA

Andere Stellen:
Regionale Verkehrsverbände, 
öffentliche Verkehrsunternehmen

1. PROBLEMSTELLUNG

Bei gewissen Luftschadstoffen liess sich während der letzten Jahre 
ein Rückgang der Belastung verzeichnen. Die Luftverschmutzung 
bleibt jedoch immer noch zu hoch. Dank einer Reihe von getrof-
fenen technischen Massnahmen bei der Quelle konnte die 
Luftqualität verbessert werden. Um den in den letzten Jahren 
eingeschlagenen Weg fortzusetzen, müssen heute globalere 
Massnahmen in Betracht gezogen werden. Hierbei handelt es 
sich um Massnahmen, die in direktem Zusammenhang mit der 
Funktionsweise unserer Gesellschaft, wie dem Mobilitätswachstum 
oder auch der Produktion und dem Konsum von Gütern alle Art, 
stehen. Zur Erreichung der Luftreinhalteziele müssen in Zukunft 
vor allem Anreize zu einem veränderten Mobilitätsverhalten 
geschaffen werden.

Die Luft, die wir atmen, besteht aus einer Mischung aus Stickstoff 
(79%), Sauerstoff (20%), Edelgasen (1%) und Kohlendioxid 
(0,035%). Man spricht von Luftverschmutzung, wenn Gase in 
abnormal hoher Konzentration vorkommen, oder wenn neue 
Gase oder Partikel dazugelangen. Problematische Schadstoffe 
sind vor allem Stickoxide, Ozon, Feinpartikel, Ammoniak und 
Kohlendioxid.

Die Folgen der Luftverschmutzung sind vielfältig und hängen von 
der Art der Schadstoffe ab:
· Stickoxide, Ozon und Schwebestäube greifen die menschliche 

Gesundheit an.

· Stickstoffverbindungen und Ozon haben Auswirkungen auf 
die Ökosysteme, Wälder und Landwirtschaftsflächen.

· Kohlendioxid führt zu einer Verstärkung des Treibhauseffektes 
mit möglicher -Klimaveränderung.

Die Hauptquellen dieser Schadstoffe sind die Verbrennung fos-
siler Energie (Verkehr, thermische Energie) und die Produktion 
in Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft. Die Massnahmen zur 
Emissionsverringerung der stationären Quellen sind im wesent-
lichen technischer Natur und weisen damit nur ausnahmsweise 
eine Beziehung zur Raumplanung auf. Anders ist die Situation 
bei den mobilen Quellen. Die Entscheidungen, die im kanto-
nalen Richtplan bezüglich Besiedelung, Verkehr oder Energie 
getroffen werden, können einen bedeutenden Einfluss auf die 
Luftschadstoffemissionen haben.

Das Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) und die 
Luftreinhalte-Verordnung (LRV) bestimmen die Grundsätze für 
den Schutz des Menschen und der Umwelt vor schädlichen und 
lästigen Luftschadstoffen und legen die Strategie zur Bekämpfung 
der Luftverschmutzung fest. 

Im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip sind dabei die Luftschadstoffe 
durch Massnahmen an der Quelle zu begrenzen. Diese 
Massnahmen bestehen in der Festlegung und Einhaltung von 
Emissionsgrenzwerten für alle emittierenden stationären und 
mobilen Anlagen.

Erweisen sich die vorsorglichen Massnahmen als unzureichend, so 
sind die Emissionen strenger zu begrenzen. Bei Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte müssen dem Verursacher der Überschreitung 
zusätzliche Sanierungsmassnahmen auferlegt werden; falls mehrere 
Verursacher beteiligt sind, ist ein Massnahmenplan nötig.

2007 wurde ein neuer kantonaler Massnahmenplan ausgear-
beitet. In diesem sind namentlich Massnahmen aufgeführt, die 
in die kantonale Besiedlungs- und Verkehrsplanung einbezogen 
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werden müssen. Weitere Massnahmen sind im Rahmen regionaler 
Verkehrspläne oder der Ortsplanungen umzusetzen.

Wie die Schadstoffmessungen zeigen, sind trotz der Vorsorge 
und trotz der im Rahmen des Vollzugs der Massnahmenpläne 
ergriffenen Massnahmen die Resultate immer noch unzureichend. 
Aus diesem Grund - und auch um eine erneute Verschlimmerung 
der Lage zu verhindern - müssen die Anstrengungen fortgesetzt 
werden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Um dem allgemeinen Ziel der Luftreinhaltung, d.h. der Abwesenheit 
von schädlichen und lästigen Einwirkungen, gerecht zu werden, 
muss der Kanton Freiburg:
· Seine auf der Emissionsbegrenzung beruhende Vorsorgepolitik 

fortsetzen sowie.

· Die Verursacher der Luftverschmutzung (stationäre Anlagen 
und Verkehrsinfrastrukturen) sanieren.

Diese Politik dient vor allem dem Ziel:
· Zu vermeiden, dass die Menschen der Belastung durch die 

Industrie- und Gewerbetätigkeit, der Geruchsbelästigung durch 
die Tierhaltung und der allgemeinen Belästigung durch den 
Automobilverkehr ausgesetzt sind.

· Den durch den Konsum von Brenn- und Treibstoffen verur-
sachten Schadstoffausstoss zu verringern, vor allem durch 
eine bessere Verkehrspolitik (Änderung des Modal-split, 
Verkehrsberuhigung).

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT 
· Durch technische Massnahmen den Schadstoffausstoss der 

Anlagen und Bauten vermindern, die eine zu starke Belastung 
verursachen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Den Anteil des motorisierten Individualverkehrs zugunsten von 
Verkehrsmitteln reduzieren, die eine geringere Luftverschmutzung 
bewirken (z.B. öf fentlicher Verkehr, nichtmotorisier ter 
Verkehr).

· Die durch den öffentlichen Verkehr gut erschlossenen Gebiete 
hinsichtlich der Besiedelung und des Entwicklungpotenzials 
als prioritär einstufen.

· Für die wichtigsten Zentren des Kantons eine Erschliessung 
durch den öffentlichen Verkehr sicherstellen, die hinsichtlich 
der Häufigkeit und der Beförderungszeit konkurrenzfähig 
ist.

· Die Festlegung neuer Wohnzonen in der Nachbarschaft von 
Bauten oder Anlagen vermeiden, die schädliche oder lästige 
Immissionen (Gerüche) verursachen.

· Die Industrie- und Gewerbezonen so planen, dass die 
Wohnzonen vor schädlichen oder lästigen Auswirkungen 
stationärer Anlagen oder von Verkehrsinfrastrukuren geschützt 
sind.
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· Standort und Umfang von Anlagen, die einen grossen Verkehr 
erzeugen, wie insbesondere Einkaufs- und Freizeitzentren, 
unter der Einhaltung der folgenden Kriterien definieren:

- Die Kohlendioxidemissionen so gering wie möglich halten, 
indem die Einkaufs- und Freizeitzentren innerhalb oder in der 
Nähe der Siedlungszentren oder der Autobahnausfahrten 
angesiedelt werden, um die Zahl der Fahrzeugkilometer 
zu begrenzen.

- Die zulässige Immissionserhöhung darf nicht überschritten 
werden.

· Die Schaffung von Fernheiznetzen sowie Konzepte zur 
Einsparung fossiler Energie fördern, um den Schadstoffausstoss 
zu verringern.

· Die Folgen von Besiedlungsentscheiden auf die Luftqualität 
bewerten.

· Massnahmen treffen, um die Auswirkungen einer intensiven 
Bodennutzung auf die Luftqualität zu begrenzen.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Berücksichtigt in seiner Rolle als Genehmigungsbehörde, 

Subventionsbehörde, Bauherr, Auftraggeber, Käufer oder 
Betreiber die direkten oder indirekten Folgen seiner Entscheide 
für die Luftqualität; er achtet insbesondere darauf, dass seine 
Handlungen beispielhaften Charakter haben.

Das Amt für Umwelt:
· Überwacht die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbe-

grenzungen durch die stationären Anlagen und die Verkehrs-
anlagen und zwar sowohl vor als auch nach ihrer Errichtung 
(Gutachten, Kontrolle, Sanierung).

· Überwacht die Luftqualität (Immissionen).

· Erstellt für die Gebiete, welche übermässige Immissionen 
aufweisen, Massnahmenpläne, bringt sie auf den letzten 
Stand und sorgt für ihre Umsetzung.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Überwacht die Einhaltung der Luftreinhalteziele bei der 

Beurteilung des Inhalts und der Kohärenz der Ortsplanungen, 
insbesondere der Verkehrsrichtpläne.

· Überprüft bei der Beurteilung der Nutzungsplanung, ob es 
sinnvoll ist, einen nicht erschlossenen Sektor innerhalb der Bau-
zone zu belassen oder auch einen neuen Sektor der Bauzone 
zuzuweisen, wenn dieser den von der Tierhaltung oder der 
Industrie- und Gewerbetätigkeit verursachten Immissionen 
unterliegt.

Das Amt für Verkehr und Energie:
· Überprüft, ob die neue Bauzonen mit starkem Wohn- oder 

Arbeitsplätzepotenzial ausreichend durch den öffentlichen 
Verkehr erschlossen sind.

· Überprüft im Rahmen der Raumplanung, ob es angemessen 
ist, ein Fernheizwärmenetz zu installieren.

Die Regionen:
· Können einen regionalen Verkehrsplan (RVP) erstellen, der 

alle mit der Verkehrsplanung zusammenhängenden Bereiche 
integriert.

Siehe Thema «Arbeitzonen und 
grosse Verkehrserzeuger»

>
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· Arbeiten an der Planung von Anlagen mit, die einen grossen 
Verkehr erzeugen.

Die Gemeinden:
· Berücksichtigen bei der Ausarbeitung oder Überprüfung 

ihrer Planung, und insbesondere ihres Verkehrsrichtplanes, 
die Ziele der Luftreinhaltung und ergreifen angemessene 
Massnahmen.

· Nehmen im Rahmen der Planung oder der Errichtung von 
Anlagen, die einen grossen Verkehr erzeugen, die entspre-
chenden Überprüfungen vor (Kapazitätsreserve für den Verkehr, 
die Luft, den Lärm).

Der Bund:
· Leistet seinen finanziellen Beitrag zur Durchführung der durch 

den Strassenverkehr erforderlich werdenden Massnahmen 
gemäss der LRV.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Der Kanton nimmt regelmässig eine Überprüfung der Massnahmen-
pläne vor.

Die nächste Überprüfung trägt insbesondere den im Zusammenhang 
mit der Einführung eines neuen Grenzwertes für die Feinstäube 
gewonnenen Immissionserhebungen Rechnung.

Der Kanton schlägt eine Anpassung von Art. 44 RPBG vor, mit 
dem Ziel, die Bezeichnung Verkehrsrichtplan in Mobilitätsrichtplan 
umzuändern. Dieses Bezeichnung würde den Erwartungen, denen 
ein solcher Plan hinsichtlich des Umweltschutzes entsprechen 
muss, besser gerecht.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagenstudien

Die im kantonalen Massnahmenplan vorgesehenen Bestimmungen 
und die weiter oben definierten Standort- und Koordinationsprinzipien 
müssen in der kantonalen Raumplanung konkret ausgestaltet 
werden.

Regionale Studien

Die im kantonalen Massnahmenplan vorgesehenen Bestimmungen 
und die weiter oben definierten Standort- und Koordinationsprinzipien 
müssen in der regionalen Raumplanung konkretisiert werden.

Ortsplanung

· Die Ortsplanung muss einen Verkehrsrichtplan enthalten. 
Dieser definiert insbesondere:

- Ein Radwegnetz sowie ein Fusswegnetz, die attraktive 
Verbindungen zu allen lokalen Verkehrserzeugern einer 
gewissen Bedeutung sicherstellen.

- Die Gebiete, für die ein Verkehrsberuhigungskonzept 
erstellt werden soll.

Für die im Massnahmenplan definier ten Gebiete muss 
der Verkehrsrichtplan einer Gemeinde ausserdem ein 
Parkplatzkonzept enthalten, welches das Parkplatzangebot und 
die Parkplatzbewirtschaftung vorsieht, die zur Erreichung der 
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Ziele im Bereich öffentlicher Verkehr und Nahverkehr erforder-
lich sind. Die Ortsplanungen der betroffenen Gemeinden kon-
kretisieren die im kantonalen Massnahmenplan enthaltenden 
Bestimmungen und tragen den weiter oben definierten Standort- 
und Koordinationsgrundsätzen Rechnung.
· Die Konformität einer jeden neuen Wohnzone oder die 

Beibehaltung nicht erschlossener Bauzonen in der Nähe von 
Tierhaltungsanlagen, die Geruchsbelästigungen verursachen, 
muss im Rahmen der Revision der Ortsplanung oder der 
Genehmigung eines Detailbebauungsplans nachgewiesen 
werden. Der Antragssteller liefert hierzu gemäss Artikel 47 RPV 
und den Anweisungen des Amts für Umwelt die notwendigen 
technischen Studien (erforderliche Sanierungsmassnahmen 
oder Umsiedlung der betroffenen Anlage).
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